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Antrag 

der Abgeordneten Frau Saibold und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Verbot der Werbung für Tabak und Tabakerzeugnisse 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, Grundlagen dafür zu 
schaffen, daß § 22 des Lebensmittel- und Bedarfsgegenstände- 
gesetzes dahin gehend geändert wird, daß für Zigaretten, ziga- 
rettenähnliche Tabakerzeugnisse, die zur Herstellung von 
Zigaretten durch den Verbraucher bestimmt sind, sowie son- 
stige Tabakerzeugnisse nicht geworben werden darf. 

2. Die Bundesregierung wird ferner aufgefordert, sich auch auf 
EG-Ebene für dieses Werbeverbot einzusetzen. 

Bonn, den 4. Dezember 1987 

Frau Saibold 

Ebermann, Frau Rust, Frau Schoppe und Fraktion 


Begründung 

Tabakkonsum schädigt erwiesenermaßen die Gesundheit. Es 
besteht ein kausaler Zusammenhang zwischen Rauchen und Lun- 
genkrebs, ferner gibt es eine enge Korrelation zwischen der 
Anzahl der gerauchten Zigaretten und der Häufigkeit an Bron- 
chial- und Mundhöhlenkarzinomen. Auch güt es als erwiesen, daß 
der Teergehalt des Zigarettenrauchs in Kombination mit Alkohol 
oder krebserregenden Substanzen synergistische Effekte zeigt. 
Die Zahl der Todesfälle von starken Rauchern/Raucherinnen hegt 
in aUen Altersgruppen deutlich über der von Nichtrauchern/ 
Nichtraucherinnen. 

Rauchen schädigt das ungeborene Leben. Dies ist nicht nur der 
FaU, wenn die Schwangere raucht, sondern auch wenn der Vater 
Raucher, die Mutter aber Nichtraucherin ist. Neben Frühgeburten 
und einer Erhöhung der perinatalen Sterbhchkeit sind in diesem 
Zusammenhang Schäden wie Kiefer- und Gaumenspalten sowie 
verringerte Infektabwehr und verzögerte geistige Entwicklung 
des Kindes zu nennen. 
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Raucher/innen gefährden nicht nur ihre eigene Gesundheit, son- 
dern auch die der Nichtraucher/innen in ihrer Umgebung. Beson- 
ders gefährdet sind Kinder. 

Laut § 22 des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes ist 
es verboten, Darstellungen in der Werbung für Zigaretten und 
andere Tabakwaren zu verwenden, durch die der Eindruck 
erweckt wird, daß der Genuß von Tabakerzeugnissen geeignet ist, 
die Leistungsfähigkeit oder das Wohlbefinden günstig zu beein- 
flussen. 

Dies steht in krassem Widerspruch zu der Werbereahtät. Häufig 
wird für die gesundheitsschädhchen Tabakwaren durch die Dar- 
stellung sporthch aktiver junger Menschen geworben, die körper- 
hch extrem anstrengende Situationen spielend bewältigen. Dies 
beinhaltet ebenso wie die Demonstration von Lebensfreude, Er- 
folg und Selbstsicherheit eine grobe Irreführung, die gerade im 
Hinbhck auf Jugendhche besonders gefährhch ist: Zum einem 
sind Jugendliche auf der Suche nach Identifikationspersonen für 
derlei Werbung in besonderem Maße anfällig, zum anderen sind 
sie den schädhchen Auswirkungen des Tabakrauchs noch schutz- 
loser ausgehefert als Erwachsene. Diese Tatsache ist um so 
schwerwiegender, als Tabakkonsum eine starke Abhängigkeit 
erzeugt. 

Die Warnhinweise des Bundesgesundheitsministeriums auf den 
Zigarettenpackungen und in der Werbung erfüllen nicht mehr als 
eine Alibifunktion und vermögen die Attraktivität des Rauchens 
offensichtlich in keiner Weise zu beeinträchtigen. 

Werbung ist ein wesenthcher Bestimmungsfaktor für die Akzep- 
tanz eines Produkts. Im Hinbhck darauf genügt es nicht, die 
Werbung für Zigaretten und andere Tabakwaren nur im Rund- 
funk und im Fernsehen zu verbieten. Im Interesse der Gesundheit 
der Bevölkerung muß die Werbung für Zigaretten, zigarettenähn- 
hche Tabakerzeugnisse, Tabakerzeugnisse, die zur Herstellung 
von Zigaretten durch den Verbraucher bestimmt sind, sowie son- 
stige Tabakerzeugnisse voUständig verboten werden. Nur unter 
dieser Voraussetzung können die jährhch von der Bundesregie- 
rung für Prävention von Mißbrauchsverhalten, gesundheiüiche 
Aufklärung und Raucherentwöhnungskurse in Milhonenhöhe 
bewühgten Mittel als ernstzunehmender Versuch gewertet wer- 
den, den Konsum von Tabakwaren einzudämmen. 

Ein Werbeverbot ist zudem im Sinne des Programms „Europa 
gegen den Krebs" [Kom (86) 717 endg.], in dem vorgeschlagen 
wird, zum Schutz der Bürger/innen die offene Werbung für Tabak 
weitestgehend zu verbieten und Schleichwerbung möghchst ein- 
zudämmen. 
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